
 

 

Rheine, den 25.05.2016 

Einladung 2/2016 
zur öffentlichen Sitzung des Verwaltungsrates 

am Donnerstag, 02.06.2016, um 17.00 Uhr 
bei der Stadt Rheine, Raum 104 

 
Tagesordnung: 
 Öffentliche Sitzung   
1. Niederschrift über die öffentliche Sitzung vom 17.12.2015 Anlage 1 
2. Durchführung der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung vom 17.12.2015 Anlage 2 
3. 3. Änderung zur Satzung über die Abfallentsorgung und Wertstoffsammlung in 

der Stadt Rheine – Abfallentsorgungssatzung – vom 17. Dezember 2008 in der 
Fassung der 2. Änderungssatzung vom  17. Dezember 2013 

Anlage 3 

4. Verschiedenes Anlage 4 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Technische Betriebe Rheine AöR 

Christine Karasch 
Vorsitzende des Verwaltungsrates 

Beglaubigt: 

i. A.   
Marlies Ellerbrok 
Vorstandssekretariat 
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TOP 1 Niederschrift über die öffentliche Sitzung vom 17.12.2015 

  Der Verwaltungsrat hat in seiner nicht öffentlichen Sitzung am 25.02.2016 mit 
Beschluss Nr. 1.1.16 die Niederschrift über die öffentliche Sitzung vom 
17.12.2015 gem. § 7, Abs. 9 der Satzung in der vorgelegten Form genehmigt. 

   

  Beschlussvorschlag: 

  Der Verwaltungsrat nimmt den Sachstand zur Kenntnis. 

 

25.05.2016 

Josef Lucas 
Vorstand 

 

Anlage: Niederschrift öffentliche Sitzung vom 17.12.2015 

 



 

 
Niederschrift 5a/2015 

über die  
öffentliche Sitzung  

des Verwaltungsrates der TBR AöR 
am Donnerstag, 17.12.2015  
bei der Stadt Rheine, Raum 104 

Beginn:  17:00 Uhr 
Ende:   17:05 Uhr 

 
Verwaltungsrats-
mitglieder 

    

 Frau Karasch, Christine  (Verwaltungsratsvorsitzende) 

    

 Herr Auth, Matthias Herr Nackat, Siegfried 

 Herr Beckmann, Martin Frau Overesch, Birgitt  

 Herr Beckmann, Helmut (f. Oechtering) Herr Roscher, Jürgen 

 Herr Berardis, Antonio Frau Scheinig, Anna-Lena 

 Herr Jansen, Paul Herr  Weßling, Detlef (f. Kleene)  

 Herr Kahle, Dennis  Herr Willems, Johannes 

 Herr Konietzko, Dr. M.(f. Theismann)  Herr Winkelhaus, Heinrich 

 Herr Krümpel, Mathias   

     

     

     

Vorstand Herr Dr. Schulte-de Groot, Ralf   

 Herr Lucas, Josef   

     

     

weitere Teilnehmer     

TBR Herr Freckmann, Heinz Herr Roling, Thomas 

 Herr Eggert, Udo Frau Schulze-Fahle, Roswitha 

 Frau Ellerbrok, Marlies (Protokoll) Herr  Sickmann , Klaus 

 Herr Forstmann, Martin Frau Starke, Tanja 
 Herr Neuber, Uwe Frau Weßling-Deters, Sandra 
     
 Herr Baveld, Peter Frau Remke, Ulrike 
 Frau Hildebrandt, Tatjana   
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Tagesordnung: 

Öffentliche Sitzung 
1. Niederschrift über die öffentliche Sitzung vom 03.12.2015 
2. Durchführung der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung vom 03.12.2015 
3. Änderung der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-Beiträgen und Abwassergebühren 

- Abwasser-Beitrags- und Gebührensatzung - 
4. Änderung der Satzung über die  Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen  

(Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) 
5. Änderung der Gebührensatzung für die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung  

der Stadt Rheine - Abfallgebührensatzung - 
6. Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsge-

bühren in der Stadt Rheine  
– Straßenreinigungs- und Gebührensatzung - 

7. Verschiedenes 

 

 

Frau Karasch eröffnet die öffentliche Sitzung des Verwaltungsrates der Technischen Be-
triebe Rheine AöR um 17:00 Uhr.  

 
TOP 1 Niederschrift über den öffentlichen Teil der Sitzung vom  03.12.2015 

Es gibt keine Wortmeldungen. 

Die Niederschrift wird in der vorgelegten Form genehmigt. 

 
1.5.15   Einstimmiger Beschluss: 

Der Verwaltungsrat genehmigt die Niederschrift über den öffentlichen Teil der 
Sitzung vom 03.12.2015 gem. § 7, Abs. 9 der Satzung in der vorgelegten 
Form. 

 
TOP 2 Durchführung der gefassten Beschlüsse vom 03.12.2015 

Herr Dr. Schulte- de Groot verweist auf die Vorlage.  

Es gibt keine Wortmeldungen. 

 
TOP 3 Änderung der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-Beiträgen 

und Abwassergebühren - Abwasser-Beitrags- und Gebührensatzung - 

Herr Dr. Schulte-de Groot erläutert, dass der Verwaltungsrat formal dafür zuständig ist, 
die Satzungsänderungen zu beschließen. 
 
2.5.15   Einstimmiger Beschluss: 

Der Verwaltungsrat beschließt die „Satzung über die Erhebung von Kanalan-
schluss-Beiträgen und Abwassergebühren -Abwasser-Beitrags- und Gebühren-
satzung-“ in Form der 6. Änderungssatzung. 

 
TOP 4 Änderung der Satzung über die Entsorgung von Grundstücksentwässe-

rungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) 

Herr Dr. Schulte-de Groot verweist auf die Vorlage. 
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3.5.15   Einstimmiger Beschluss: 

Der Verwaltungsrat beschließt die „Satzung über die Entsorgung von Grund-
stücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben)“ in Form 
der 3. Änderungssatzung. 

 
TOP 5 Änderung der Gebührensatzung für die kommunale Abfallentsorgungs-

einrichtung der Stadt Rheine - Abfallgebührensatzung - 

Herr Dr. Schulte-de Groot verweist auf die Vorlage. 
 
4.5.15   Einstimmiger Beschluss:      

Der Verwaltungsrat beschließt die „Gebührensatzung für die kommunale Ab-
fallentsorgungseinrichtung der Stadt Rheine –Abfallgebührensatzung-“ in Form 
der 6. Änderungssatzung. 

 
 
TOP 6 Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 

Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Rheine – Straßenreinigungs- 
und Gebührensatzung - 

Herr Dr. Schulte-de Groot verweist auf die Vorlage. 
 
5.5.15   Einstimmiger Beschluss:      

Der Verwaltungsrat beschließt die „Satzung über die Straßenreinigung und die 
Erhebung von Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Rheine –
Straßenreinigungs- und -gebührensatzung“ in Form der 7. Änderungssatzung. 

 
 
TOP 7 Verschiedenes 

Herr Roscher gibt zu Protokoll, dass die Anfrage der SPD-Fraktion bezüglich eines Grün-
flächenkatasters zurückgezogen wird. 
Es gibt keine weiteren Fragen oder Wortmeldungen. Frau Karasch schließt die Sitzung 
des Verwaltungsrates der TBR AöR um 17:05 Uhr. 

 

   Rheine,              Rheine,  

 

 

 Karasch, Christine   Ellerbrok, Marlies 

- Verwaltungsratsvorsitzende-   - Protokoll - 
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TOP 2 Durchführung der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung  
vom 17.12.2015 

 Die o. g. Unterlage (s. Anlage) wurde dem Verwaltungsrat in seiner nicht öffent-
lichen Sitzung am 26.02.2016 zur Kenntnis gegeben.  

 

25.05.2016 

Josef Lucas 
Vorstand 

 

Anlage: Durchführung der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung  
vom 17.12.2015 
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TOP 2 Durchführung der gefassten Beschlüsse  
der öffentlichen Sitzung vom 17.12.2015 

 
Beschluss- 
Nr.  

 
Maßnahme 

1.5.15 TOP 1 Niederschrift über den öffentlichen Teil der Sitzung vom  03.12.2015 
Einstimmiger Beschluss: 
Der Verwaltungsrat genehmigt die Niederschrift über den öffentlichen Teil der Sitzung vom 
03.12.2015 gem. § 7, Abs. 9 der Satzung in der vorgelegten Form. 
Durchführung: 
Die Genehmigung ist erfolgt. 

2.5.15 TOP 3 Änderung der Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-Beiträgen 
und Abwassergebühren - Abwasser-Beitrags- und Gebührensatzung - 

Einstimmiger Beschluss: 
Der Verwaltungsrat beschließt die „Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-
Beiträgen und Abwassergebühren -Abwasser-Beitrags- und Gebührensatzung-“ in Form der 
6. Änderungssatzung. 
Durchführung: 
Die Veröffentlichung in der örtlichen Presse ist am 19.12.2015 erfolgt. 

3.5.15 TOP 4 Änderung der Satzung über die Entsorgung von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) 

Einstimmiger Beschluss: 
Der Verwaltungsrat beschließt die „Satzung über die Entsorgung von Grundstücksentwäs-
serungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben)“ in Form der 3. Änderungssatzung. 
Durchführung: 
Die Veröffentlichung in der örtlichen Presse ist am 19.12.2015 erfolgt. 

4.5.15 TOP 5 Änderung der Gebührensatzung für die kommunale Abfallentsorgungsein-
richtung der Stadt Rheine - Abfallgebührensatzung - 

Einstimmiger Beschluss:      
Der Verwaltungsrat beschließt die „Gebührensatzung für die kommunale Abfallentsor-
gungseinrichtung der Stadt Rheine –Abfallgebührensatzung-“ in Form der 6. Änderungssat-
zung. 
Durchführung: 
Die Veröffentlichung in der örtlichen Presse ist am 19.12.2015 erfolgt. 

5.5.15 TOP 6 Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Rheine – Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung - 

Einstimmiger Beschluss:      
Der Verwaltungsrat beschließt die „Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung 
von Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Rheine –Straßenreinigungs- und 
-gebührensatzung“ in Form der 7. Änderungssatzung. 
Durchführung: 
Die Veröffentlichung in der örtlichen Presse ist am 19.12.2015 erfolgt. 

 
17.02.2016 
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TOP 3 3. Änderung zur  

 Satzung über die Abfallentsorgung und Wertstoffsammlung in der Stadt 
Rheine - Abfallentsorgungssatzung – vom 17. Dezember 2008 in der Fas-
sung der 2. Änderungssatzung vom 17. Dezember 2013 

 Ist eine Abfalltonne sehr verunreinigt, das heißt ist sie falsch befüllt, kann dieser 
Inhalt nicht mehr weiter verarbeitet werden und landet als Restmüll in der Ver-
brennungsanlage. Das ist teuer und kann im Endeffekt zu höheren Gebühren füh-
ren.   

 Änderungen des Satzungstextes in § 13 Benutzung der Abfallbehälter 

 

Bisheriger Satzungstext Neuer Satzungstext 
… 
(5) Die Abfallbehälter sind schonend 
zu behandeln; sie dürfen nur soweit 
gefüllt werden, dass sich der Deckel 
schließen lässt. Abfälle dürfen nicht in 
den Abfallbehälter eingestampft, da-
rin verdichtet oder verbrannt werden. 
Es ist nicht gestattet, brennende, glü-
hende oder heiße Abfälle in Abfallbe-
hälter zu füllen. Aus Gründen der Hy-
giene und des Seuchenschutzes ist es 
verboten, die in ein Restmüllgefäß 
bereits eingeworfenen Abfälle nach-
träglich nach verwertbaren Abfällen 
durchzusortieren oder zu durchsu-
chen. Der Inhalt eines zur Entleerung 
bereitgestellten Abfallbehälters 
(MGB) darf das Gewicht von 80 kg 
nicht überschreiten. Entsprechende 
Weisungen des Beauftragten 
der TBR sind zu befolgen. 
 
… 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

… 
(5) Die Abfallbehälter sind schonend 
zu behandeln; sie dürfen nur soweit 
gefüllt werden, dass sich der Deckel 
schließen lässt. Abfälle dürfen nicht 
in den Abfallbehälter eingestampft, 
darin verdichtet oder verbrannt wer-
den. Es ist nicht gestattet, brennen-
de, glühende oder heiße Abfälle in 
Abfallbehälter zu füllen. Aus Grün-
den der Hygiene und des Seuchen-
schutzes ist es verboten, die in ein 
Restmüllgefäß bereits eingeworfenen 
Abfälle nachträglich nach verwertba-
ren Abfällen durchzusortieren oder 
zu durchsuchen. Der Inhalt eines zur 
Entleerung bereitgestellten Abfallbe-
hälters (MGB) darf das Gewicht von 
80 kg nicht überschreiten. Entspre-
chende Weisungen des Beauftragten 
der TBR sind zu befolgen. 
 
Werden die Behältnisse für Altpapier 
bzw. Bioabfall wiederholt falsch ge-
nutzt (Fehlbefüllung), besteht kein 
Anspruch auf weitere Gestellung des 
jeweiligen Behälters. Die TBR sind in 
diesen Fällen dazu berechtigt, den 
bestehenden Behälter einzuziehen 
und ein dem Abfallaufkommen ent-
sprechend höheres Behältervolumen 
des oder der vorhandenen Restab-
fallgefäße vorzuschreiben. 

 … 

 (10) Die TBR hat keine Abfuhrver-
pflichtung für satzungswidrige benutz
te Behältnisse. 
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 Änderung des Satzungstextes in § 20 Benutzung der kommunalen Abfallentsor-
gungseinrichtung/Anfall der Abfälle  

Absatz 1 wird gestrichen,  da sich die Vorschrift mit § 1 Absatz 2 Gebührensat-
zung deckt. Insoweit werden eventuelle Unklarheiten beseitigt, die dadurch ent-
stehen können, dass die Inanspruchnahme in „§ 1 Abs. 2 der Gebührensatzung 
an das „Entgegennehmen“ und § 20 Abs. 1 der Abfallsatzung dadurch anknüpft, 
dass Abfallgefäße „zur Abfallüberlassung bereitgestellt“ werden.  

 

§ 20 
Benutzung der  

kommunalen Abfallentsorgungs-
einrichtung/ 

Anfall der Abfälle 
(1) Die gebührenpflichtige Benut-

zung der kommunalen Ab-
fallentsorgungseinrichtung be-
ginnt, wenn dem anschluss- 
und benutzungspflichtigen 
Grundstückseigentümer ein o-
der mehrere Abfallgefäße zur 
Verfügung gestellt worden sind 
oder ein oder mehrere Abfall-
gefäße anderweitig vorhanden 
sind und diese zur Abfallüber-
lassung bereitgestellt werden 
und das an die kommunale Ab-
fallentsorgungseinrichtung an-
geschlossene Grundstück mit 
Abfallfahrzeugen zur Entlee-
rung dieser Abfallbehältnisse 
angefahren wird. 

(2) Abfälle gelten zum Einsammeln 
und Befördern als angefallen, 
wenn die Voraussetzungen des 
Abfallbegriffs gemäß § 3 Abs. 1 
KrWG erstmals erfüllt sind. 
Dies ist spätestens dann der 
Fall, wenn sie zur Abfuhr bereit 
gestellt sind. 

(3) Die TBR ist nicht verpflichtet, 
im Abfall nach verlorenen Ge-
genständen suchen zu lassen. 
Im Abfall vorgefundene Wert-
gegenstände werden als Fund-
sachen behandelt. 

(4) Unbefugten ist nicht gestattet, 
angefallene und zur Abholung 
bereitgestellte Abfälle zu 
durchsuchen oder wegzuneh-
men. 

§ 20 
Benutzung der  

kommunalen Abfallentsor-
gungseinrichtung/ 
Anfall der Abfälle 

(1) Abfälle gelten zum Einsam-
meln und Befördern als ange-
fallen, wenn die Vorausset-
zungen des Abfallbegriffs ge-
mäß § 3 Abs. 1 KrWG erst-
mals erfüllt sind. Dies ist spä-
testens dann der Fall, wenn 
sie zur Abfuhr bereit gestellt 
sind. 

(2) Die TBR ist nicht verpflichtet, 
im Abfall nach verlorenen Ge-
genständen suchen zu lassen. 
Im Abfall vorgefundene Wert-
gegenstände werden als 
Fundsachen behandelt. 

(3) Unbefugten ist nicht gestattet, 
angefallene und zur Abholung 
bereitgestellte Abfälle zu 
durchsuchen oder wegzuneh-
men. 
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Änderung und Ergänzung des Satzungstextes § 24 Ordnungswidrigkeiten 

Aufgrund einer Satzungsergänzung des § 13 über Fehlbefüllungen von Abfallge-
fäßen müssen Ordnungswidrigkeitstatbestände geändert und ergänzt werden. 

   

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

 (1) Unbeschadet der im Bundes- 
oder Landesrecht getroffenen 
Regelungen handelt ordnungs-
widrig, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig dieser Satzung zuwi-
derhandelt, indem er  

a) nach § 3 dieser Satzung ausge-
schlossene Abfälle der TBR zum 
Einsammeln oder Befördern 
überlässt; 

b) von der TBR bestimmte Abfall-
behälter und Abfallsäcke zum 
Einfüllen von Abfällen nicht be-
nutzt und damit dem An-
schluss- und Benutzungszwang 
in § 6 zuwider handelt; 

c) auf seinem Grundstück oder 
sonst bei ihm anfallende Abfälle 
entgegen § 6 der kommunalen 
Abfallentsorgungseinrichtung 
nicht überlässt; 

d) Abfallbehälter entgegen den 
Befüllungsvorgaben in § 13 
Abs.2, Abs. 4, Abs. 5 und 
Abs. 6 dieser Satzung befüllt; 

e) den erstmaligen Anfall von Ab-
fällen oder wesentliche Verän-
derungen des Abfalls gemäß § 
17 dieser Satzung nicht unver-
züglich anmeldet; 

f) anfallende Abfälle entgegen § 
20 Abs. 2 in Verbindung mit § 
20 Abs. 4 dieser Satzung unbe-
fugt durchsucht oder weg-
nimmt; 

g) Depotcontainer außerhalb der 
in § 13 Abs. 9 angegebenen 
Zeiten befüllt; 

h) Sonderabfälle nicht zu dem in § 
4 genannten Wertstoffhof (sta-
tionäres Zwischenlager) bringt; 

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

 (1) Unbeschadet der im Bundes- 
oder Landesrecht getroffenen 
Regelungen handelt ord-
nungswidrig, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig dieser Satzung 
zuwiderhandelt, indem er  

a) nach § 3 dieser Satzung aus-
geschlossene Abfälle der TBR 
zum Einsammeln oder Beför-
dern überlässt; 

b) von der TBR bestimmte Ab-
fallbehälter und Abfallsäcke 
zum Einfüllen von Abfällen 
nicht benutzt und damit dem 
Anschluss- und Benutzungs-
zwang in § 6 zuwider handelt; 

c) auf seinem Grundstück oder 
sonst bei ihm anfallende Ab-
fälle entgegen § 6 der kom-
munalen Abfallentsorgungs-
einrichtung nicht überlässt; 

d) Abfallbehälter entgegen den   
Befüllungsvorgaben in § 13  
Abs. 2, Abs. 4, Abs. 5 und 
Abs. 6 sowie § 16 Abs. 6 die-
ser Satzung befüllt; 

e) den erstmaligen Anfall von 
Abfällen oder wesentliche 
Veränderungen des Abfalls 
gemäß § 17 dieser Satzung 
nicht unverzüglich anmeldet; 

f) anfallende Abfälle entgegen § 
20 Abs. 2 in Verbindung mit § 
20 Abs. 4 dieser Satzung unbe-
fugt durchsucht oder weg-
nimmt; 

g) Depotcontainer außerhalb der 
in § 13 Abs. 9 angegebenen 
Zeiten befüllt; 

h) Sonderabfälle nicht zu dem in § 
4 genannten Wertstoffhof (sta-
tionäres Zwischenlager) bringt; 
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i) seiner Auskunftspflicht nach § 

18 nicht nachkommt. 

(2)    Die Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße bis zu 
50.000 Euro geahndet werden, 
soweit nicht andere gesetzliche 
Bestimmungen hierfür eine hö-
here Geldbuße vorsehen. 

 

i) seiner Auskunftspflicht nach § 
18 nicht nachkommt. 

 j)   entgegen § 13 Abs. 5 die in ein 
Restmüllgefäß bereits einge-
worfenen Abfälle nachträglich 
nach verwertbaren Abfälle 
durchsortiert oder durchsucht.  

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann   
mit einer Geldbuße bis zu 
50.000 Euro geahndet wer-
den, soweit nicht andere ge-
setzliche Bestimmungen hier-
für eine höhere Geldbuße vor-
sehen. 

 

  

 Beschlussvorschlag: 

 Der Verwaltungsrat empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine, ihn gemäß § 
114 a, Abs. 7, Satz 4 GO NRW anzuweisen, in der Verwaltungsratssitzung 
am 01.09.2016  die notwendigen Änderungen der Satzung über die Ab-
fallentsorgung und Wertstoffsammlung in der Stadt Rheine - Abfallent-
sorgungssatzung – in Form der 3. Änderungssatzung zu beschließen. 

 

 

10.05.2016 

Roswitha Schulze-Fahle 
Kfm. Assistenz 

 

 

Anlage: Änderungssatzung 
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Satzung über die 

 Abfallentsorgung und Wertstoffsammlung in der Stadt Rheine 

 - Abfallentsorgungssatzung –   

vom 17. Dezember 2008 

in der Fassung der 3. Änderungssatzung vom …… 

 

 

Die Bezeichnung der männlichen Form  (z.B. der Eigentümer) gilt gleichermaßen für die weibliche Form. 
 
Aufgrund 
 

 Der §§ 7, 8 und 9 in Verbindung mit § 114a Abs.7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994,  

 
 des §§ 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW) 

vom 21. Juni 1988, 
 

 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes vom 27. September 1994,  
 

 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 24. Februar 2012,  
 

 des § 7 der Gewerbeabfallverordnung vom 19. Juni 2002,  
 

 des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 1987  

 
 in Verbindung mit der Satzung der Stadt Rheine über die Anstalt des öffentlichen 

Rechts Technische Betriebe Rheine vom 11. Dezember 2007  
 
jeweils in der bei Erlass der Satzungsbeschlüsse geltenden Fassung, 
 

hat der Verwaltungsrat der Technischen Betriebe Rheine AöR am ... ………… 2016 die 3. Ände-
rungssatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung und Wertstoffsammlung in der Stadt 
Rheine -Abfallentsorgungssatzung –beschlossen. 
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§ 13 
Benutzung der Abfallbehälter 

(1) Die Abfallbehälter werden von den TBR oder einem von ihr beauftragten Dritten ge-
stellt und unterhalten. Sie gehen nicht in das Eigentum der Benutzer über. Die Be-
schaffung ist den Benutzern nicht gestattet. 

 Fällt vorübergehend mehr Restmüll an, so kann er in blauen Abfallsäcken bereit ge-
stellt werden. Die blauen Abfallsäcke müssen von der TBR zugelassen sein. Der Rest-
müll muss sich zum Einsammeln in diesen Abfallsäcken eignen. Die blauen Abfallsäcke 
können bei den in Betracht kommenden Geschäften in Rheine erworben werden. Der 
Kaufpreis wird in der Abfallgebührensatzung festgelegt. 

(2) Die Abfälle müssen in die von der TBR oder einem von ihr beauftragten Dritten gestell-
ten Abfallbehälter oder die dafür zur Verfügung gestellten Depotcontainer entspre-
chend deren Zweckbestimmung eingefüllt werden. Abfälle dürfen nicht in einer ande-
ren Weise zum Einsammeln bereitgestellt oder neben die Abfallbehälter oder Depot-
container gelegt werden.  

(3) Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Abfallbehälter allen Haus-
bewohnern zugänglich sind und ordnungsgemäß benutzt werden können. 

(4) Die Abfallbesitzer/-erzeuger haben die Abfälle nach Bioabfällen, Hohlglas, Altpapier, 
Metallen, Kunststoffen, Verbundstoffen sowie Restmüll getrennt zu halten und wie 
folgt zur Einsammlung im Rahmen der Abfallentsorgung durch die TBR oder Dritte be-
reitzustellen: 

 a) Hohlglas ist sortiert nach Weiß-, Braun- und Grünglas in die bereitgestellten De-
potcontainer (Sammelcontainer) einzufüllen. 

 b) Altpapier ist in den blauen Abfallbehälter einzufüllen, der auf dem Grundstück 
des Abfallbesitzers zur Verfügung steht und in diesem blauen Abfallbehälter zur 
Abholung bereitzustellen. Altpapier kann auch in gebündelter Form zur Abholung 
bereitgestellt oder zum Wertstoffhof gebracht werden. 

 c) Kompostierbare Bioabfälle sind in den braunen Abfallbehälter einzufüllen, der auf 
dem Grundstück des Abfallbesitzers zur Verfügung steht und in diesem braunen 
Abfallbehälter zur Abholung bereitzustellen. 

 d) Metalle, Kunststoffe, Verbundstoffe (insbesondere Verkaufsverpackungen aus 
diesen Materialien) sind in den gelben Sack einzufüllen, der dem Abfallbesitzer 
vom Unternehmen, das von den dualen Systembetreibern beauftragt ist, zur 
Verfügung gestellt wird und in diesem gelben Sack zur Abholung bereitzustellen. 

 e) Der verbleibende Restmüll ist in den schwarzen Abfallbehälter einzufüllen, der 
auf dem Grundstück des Abfallbesitzers zur Verfügung steht und in diesem 
schwarzen Abfallbehälter zur Abholung bereitzustellen. 
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(5) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln; sie dürfen nur soweit gefüllt werden, 
dass sich der Deckel schließen lässt. Abfälle dürfen nicht in den Abfallbehälter einge-
stampft, darin verdichtet oder verbrannt werden. Es ist nicht gestattet, brennende, 
glühende oder heiße Abfälle in Abfallbehälter zu füllen. Aus Gründen der Hygiene und 
des Seuchenschutzes ist es verboten, die in ein Restmüllgefäß bereits eingeworfenen 
Abfälle nachträglich nach verwertbaren Abfällen durchzusortieren oder zu durchsu-
chen. Der Inhalt eines zur Entleerung bereitgestellten Abfallbehälters (MGB) darf das 
Gewicht von 80 kg nicht überschreiten. Entsprechende Weisungen des Beauftragten 
der TBR sind zu befolgen. 

 Werden die Behältnisse für Altpapier bzw. Bioabfälle wiederholt falsch genutzt (Fehlbe-
füllung), besteht kein Anspruch auf weitere Gestellung des jeweiligen Behälters. Die 
TBR sind in diesen Fällen dazu berechtigt, den bestehenden Behälter einzuziehen und 
ein dem Abfallaufkommen entsprechend höheres Behältervolumen des oder der vor-
handenen Restabfallgefäße vorzuschreiben.   

(6) Sperrige Gegenstände, Schnee und Eis sowie Abfälle, welche die Abfallbehälter oder 
das Sammelfahrzeug beschädigen oder ungewöhnlich verschmutzen können, dürfen 
nicht in die Abfallbehälter und Abfallsäcke gefüllt werden.  

(7) Die Haftung für Schäden, die vor allem durch unsachgemäße Behandlung der Abfall-
behälter oder durch Einbringen nicht zugelassener Gegenstände an den Sammelfahr-
zeugen entstehen, richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften. Sind Abfallbehälter 
beschädigt oder zerstört worden oder abhanden gekommen, so ist die TBR unverzüg-
lich zu informieren. 

(8) Die TBR gibt die Termine für die Einsammlung verwertbarer Stoffe und die Standorte 
der Annahmestellen/der Depotcontainer (Sammelcontainer) rechtzeitig bekannt. Aus 
einer versehentlichen Unterlassung der Bekanntmachung können keine Ansprüche 
hergeleitet werden. 

(9) Zur Vermeidung von Lärmbelästigung dürfen Depotcontainer für Hohlglas nur werk-
tags in der Zeit von 7 Uhr bis 20 Uhr benutzt werden. 

(10) Die TBR hat keine Abfuhrverpflichtung für satzungswidrig benutzte Behältnisse. 

 

§ 20 
Benutzung der 

kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung/Anfall der Abfälle 

(1) Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als angefallen, wenn die Voraussetzun-
gen des Abfallbegriffs gemäß § 3 Abs. 1 KrWG erstmals erfüllt sind. Dies ist spätestens 
dann der Fall, wenn sie zur Abfuhr bereit gestellt sind. 

(2) Die TBR ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen suchen zu las-
sen. Im Abfall vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt. 

(3) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung bereitgestellte Abfälle zu 
durchsuchen oder wegzunehmen. 



 

Anlage zu  TOP 3 
Öffentliche Sitzung des Verwaltungsrates am 02.06.2016:  

Änderungssatzung 
Seite 4 

 

 

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen handelt ord-
nungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er  

 a) nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfälle der TBR zum Einsammeln oder 
Befördern überlässt; 

 b) von der TBR bestimmte Abfallbehälter und Abfallsäcke zum Einfüllen von Abfällen 
nicht benutzt und damit dem Anschluss- und Benutzungszwang in § 6 zuwider 
handelt; 

 c) auf seinem Grundstück oder sonst bei ihm anfallende Abfälle entgegen § 6 der 
kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung nicht überlässt; 

 d) Abfallbehälter entgegen den Befüllungsvorgaben in § 13 Abs. 2, Abs. 4, Abs. 5 
und Abs. 6 sowie § 16 Abs. 6 dieser Satzung befüllt; 

 e) den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche Veränderungen des Abfalls 
gemäß  § 17 dieser Satzung nicht unverzüglich anmeldet; 

 f) anfallende Abfälle entgegen § 20 Abs. 2 in Verbindung mit § 20 Abs. 4 dieser 
Satzung unbefugt durchsucht oder wegnimmt; 

 g) Depotcontainer außerhalb der in § 13 Abs. 9 angegebenen Zeiten befüllt; 

 h) Sonderabfälle nicht zu dem in § 4 genannten Wertstoffhof (stationäres Zwischen-
lager) bringt; 

 i) seiner Auskunftspflicht nach § 18 nicht nachkommt. 

 j) entgegen § 13 Abs. 5 die in ein Restmüllgefäß bereits eingeworfenen Abfälle 
nachträglich nach verwertbaren Abfälle durchsortiert oder durchsucht.  

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro geahndet werden, 
soweit nicht andere gesetzliche Bestimmungen hierfür eine höhere Geldbuße vorse-
hen. 

§ 25 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung und Wertstoffsammlung in der Stadt 
Rheine – Abfallentsorgungssatzung – in der Fassung der 3. Änderungssatzung vom … ……….. 
2016 tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.   
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TOP 4 Verschiedenes 

 Bericht erfolgt ggf. mündlich in der Sitzung. 

 

25.05.2016 

Josef Lucas 
Vorstand 
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